Deutscher Bundestag 
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Drucksache VI/ 789 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. Mai 1970 

III/l — 68070 — E — Ha 9/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Kreditpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27, Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über die Harmonisierung der 
wesentlichen Bestimmungen auf dem Gebiet der Deckung 
von kurzfristigen Risiken (Politische Risiken) öffentlicher 
und privater Käufer. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 12. März 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschläge für eine Richtlinie des Rates 
über die Harmonisierung der wesentlichen Bestimmungen 
auf dem Gebiet der Deckung von kurzfristigen Risiken 
(politische Risiken) 
öffentlicher und privater Käufer 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 112 und 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Exportkredit spielt eine wesentliche Rolle im 
internationalen Handel und ist ein grundlegendes 
Instrument der Handelspolitik. 

Die in den Mitgliedstaaten geltenden unterschied- 
lichen Kreditversicherungssysterne können auf 
dritten Märkten zur Verzerrung des Wettbewerbs 
zwischen Unternehmen der Gemeinschaft führen und 
müßten daher harmonisiert werden. 

Im übrigen könnte eine Harmonisierung der Kre- 
ditversicherungssysteme die Zusammenarbeit zwi- 
schen den Unternehmen der Mitgliedstaaten erleich- 
tern. 

Die Harmonisierung der Regelungen für Ausfuhr- 
kreditversicherungen muß schrittweise nach den 
verschiedenen Deckungsformen erfolgen. 

Die gedeckten kurzfristigen Geschäfte stellen 
einen verhältnismäßig geringen Anteil von der Ge- 
samtheit der versicherten Geschäfte dar. Außerdem 
handelt es sich hier imi einen Bereich, in dem die 
privaten Kreditversicherungsgesellschaften tätig 
sind, so daß cs zweckmäßig sein dürfte, die Har- 
monisierung auf das politische Risiko zu beschrän- 
ken. 

Daher scheint cs ferner zweckmäßig, auf die Ab- 
fassung einer gemeinsamen Police zu verzichten 
und sich nur auf die Harmonisierung der wesent- 
lichen Bestimmungen zu beschränken - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, alle Rechts- 
und Verwaltimgsvorschriften zu erlassen, die erfor- 


I dcrlich sind, um ab 1. Januar 1970 die wesentlichen 
I harmonischen Bestimmungen auf dem Gebiet der 
! kurzfristigen Risiken (politische Risiken) auf öffent- 
' liehe und private Käufer anzuwenden, die in der 
I Liste im Anhang zu dieser Richtlinie aufgezählt 
I sind. 


I A r t i k e 1 2 

I Die Mitgliedstaaten haben dafür zu sorgen, daß 
; die einzelstaatlichen Kreditversicherer, die für Rech- 
nung beziehungsweise mit Unterstützung des Staa- 
I tes arbeiten, Geschäfte aufgrund eines kurzfristigen 
Kredits nach den Bestimmungen dieser Richtlinie 
i versichern. 


Artikel 3 

Der beratende Ausschuß für Exportkreditver- 
sicherung, der aufgrund von Artikel 4 ff. der Richt- 
linie des Rates über die Einführung der gemein- 
samen Police „öffentliche Käufer" eingesetzt wurde, 
kann von der Kommission in allen Fragen der An- 
wendung dieser Richtlinie gehört werden. 

Artikel 4 

1. Gemäß dieser Richtlinie sind kurzfristige Ge- 
schälte, Geschäfte mit einem Risiko von einer 
Dauer von 12 oder mehr Monaten, aber nicht 
von mehr als 24 Monaten. 

2. Die Definition des Begriffs öffentlicher Käufer 
ist die des Artikels 3 der Richtlinie des Rates zur 
Einführung der gemeinsamen Police „öffentliche 
Käufer". 


Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


o 
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Begründung 


1 . Zur Harmonisierung der Methoden der Ausfuhr- 
kreditversicherung im Handel mit Drittländern hat 
die Kommission dem Rat bereits zwei Richtlinien- 
vorschläge unterbreitet: über die Einführung einer 
gemeinsamen Police für durch einen Lieferanten- 
kredit finanzierte mittel- und langfristige Geschäfte 
mit öffentlichen Käufern (Dok. COM (69) 682 endg. 
vom 28. Juli 1968) bzw. privaten Käufern (DOK. . .). 

2. Aufgrund dieses Vorschlags soll der Rat eine 
Richtlinie zur Harmonisierung verschiedener Be- 
stimmungen auf dem Gebiet der Deckung von kurz- 
fristigen Risiken (politische Risiken) Öffentlicher und 
privater Käufer verabschieden. 

3. Die vorbereitenden Arbeiten haben im Arbeits- 
kreis zur Koordinierung der Politik auf dem Gebiet 
der Ivreditversicherung, der Bürgschaften und der 
Finanzkredite stattgefimden, der vom Fachausschuß 
der Kreditversicherer der EWG unterstützt wurde. 

Grundlage der Arbeiten waren die bereits im Rah- 
men der Abfassung der genannten mittel- und lang- 
fristigen Police für öffentliche Käufer harmonisier- 
ten Elemente. 

4. Die Absicht, für die kurzfristigen Geschäfte eine 
gemeinsame Police zu erarbeiten, wurde fallen ge- 
lassen; man beschränkte sich auf die Elarmonisie- 
rung der „wesentlichen Bestimmungen", weil der 
Prozentsatz der gedeckten kurzfristigen Geschäfte 
relativ gering ist und im allgemeinen nicht 10 ^Vo 
aller gedeckten Geschäfte in den Ländern der Ge- 
meinschaft übersteigt und weil dieser Bereich prak- 
tisch den privaten Kreditversicherungsgesellschaf- 
ten Vorbehalten ist. Insofern hätte eine vollständige 
Harmonisierung eine zu starke Bindung der öffent- 
lichen Versicherungsanstalten zur Folge gehabt; sie 
wären gegenüber den privaten Versicherungen be- 
nachteiligt worden, 

5. Da diese privaten Kreditversicherungsgesell- 
sdiaften vorhanden sind, wurde ferner auf eine Har- 
monisierung des Handelsrisikos verzichtet. Aus die- 
sem Grunde umfassen die harmonisierten Elemente 
bei kurzfristigen Risiken nur das politische Risiko, 
das selbstverständlich alle nichtkommerziellen Risi- 
ken einschließt, 

6. ln dieser Sicht scheint es nicht zweckmäßig, daß 
die Kreditversicherungsgesellschaften beim Ab- 
schluß von Versicherungsverträgen vom Exporteur, 
der die Deckung des politischen Risikos beantragt, 
verlangen, gleichzeitig das Handelsrisiko decken zu 
lassen (Problem der „Risikoverbindung"). Es wurde 
beschlossen, dem Exporteur freie Wahl zu lassen. 

7. Wie es scheint, kann das Problem der „Risiko- 
verbindung" seine angemessene Lösung in der Ein- 
führung eines gemeinsamen Prämiensystems finden. 


für das die Kommission dem Rat später Vorschläge 
zu unterbreiten gedenkt. Hierzu ist festzustellen, 
daß das auf kurzfristige Risiken anwendbare Prä- 
miensystem mit dem für mittelfristige Risiken über- 
einstimmen wird; es werden jedoch einige Ände- 
rungen vorzunehmen sein, um dieses System zu 
vereinfachen und umfassender zu gestalten. 

8. Als kurzfristig werden Geschäfte bezeichnet, bei 
denen die Risikodeckung 12 oder mehr Monate, je- 
doch nicht mehr als 24 Monate läuft. 

So fallen die Deckungen für Kreditlaufzeiten unter 
einem Jahr nicht unter die Harmonisierung. Es ist 
anzunehmen, daß diese Geschäfte aufgrund ihrer 
Art und ihrer Bedeutung den Wettbewerb zwischen 
Unternehmen der Gemeinschaft nicht verfälschen. 

9. Als Definition für den Begriff „öffentlicher Käu- 
fer" wurde dieselbe wie für die gemeinsamen Poli- 
cen für mittel- und langfristige Geschäfte mit öffent- 
lichen und privaten Käufern gewählt: „Öffentlicher 
Käufer ist jede Öffentlich-rechtliche Körperschaft 
(Staaten, nachgeordnete Gebietskörperschaften wie 
Provinzen, Verwaltungsbezirke oder Gemeinden, 
öffentliche Unternehmen), die weder auf gericht- 
lichem noch administrativem Wege in Konkurs 
gehen können". 

10. Die Harmonisierung bei der Deckung kurz- 
fristiger politischer Risiken umfaßt folgende wesent- 
liche Punkte: 

~ Detinition des Fabrikations- und des Kreditrisikos, 

- gedeckte Risiken, 

- Beginn der Haftung und Gegenstand der Bürg- 
schaft, 

- drohender Schaden, 

- Deckungsquote und tlöchsthaftung, 

- allgemeine Grundsätze für Entschädigungen, 

- Grundsatz der „Globalisierung" bei der Anrech- 
nung von Zahlungen und Erlösen aus der Ver- 
wertung von Sicherheiten, 

- Schadensberechnung, 

- Zahlung der Entschädigung, 

- Aufteilung der Rückflüsse. 

11. Auf dieser Grundlage kann demnach jede 
Kreditversicherung ihre eigene Police abfassen. Auf- 
gabe der Kommission wird es sein, darauf zu 
achten, daß die verschiedenen nationalen Policen 
tatsächlich entsprechend den harmonisierten Ele- 
menten abgefaßt werden. Zu diesem Zwecke kann 
sie den Beratenden Ausschuß für Exportkreditver- 
sicherung in allen Fragen der Anwendung der Richt- 
linie anhören. 


3 



Drucksadle VI/ 789 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Anhang I 


Harmonische Bestimmungen auf dem Gebiet 
der Deckung von kurzfristigen Risiken 
(politische Risiken) öffentlicher und privater Käufer , 


Die nachstehenden Bestimmungen der gemein- 
samen Police für mittel- und langfristige Geschäfte 
mit öffentlichen Käufern gelten für die kurzfristig 
versicherten Geschäfte, sofern sie mit dem beson- 
deren Charakter dieser Geschäfte vereinbar sind. 

1. Artikel 1 und 2: Definition der Fabrikations- 
und Kreditrisiken 

2. Artikel 3: Gedeckte Risiken 

3. Artikel 4 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstaben a 
und b: Beginn der Haftung und Gegenstand der 
Bürgschaft 

4. Artikel 4: Drohender Schaden 

5. Artikel 6: Deckungsquote und Höchsthaftung 

6. Artikel 12: Allgemeine Grundsätze der Ent- 
schädigung 

7. Artikel 13: Anrechnung von Zahlungen und Er- 
lösen aus der Verwertung von Sicherheiten 

8. Artikel 14 Absätze 1 und 2: Schadensberechnung 

9. Artikel 15 1. und 2. Unterabsatz: Zahlung von 
Entschädigung 

10. Artikel 12 2. Unterabsatz: Aufteilung der Rück- 
flüsse. 
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